
Clements letzter Amoklauf im Amt 

Bei seinen Vorstößen gegen vermeintlichen Sozialbetrug gerät das Arbeitsministerium unter Beschuss. 
"Zehn Prozent" an Missbrauchsfällen sind nicht belegt. Broschüre, die von "Parasiten" spricht, sollte 
bewusst "journalistische Sprache" verwenden 

von BARBARA DRIBBUSCH 

Während die Arbeitslosenzahlen auf Rekordhöhe verharren, hat sich die politische Diskussion 
über die Erwerbslosen in ungeahnte Tiefen begeben. Nachdem sich ein so genannter Report 
des Arbeitsministeriums über den angeblichen Sozialmissbrauch von Langzeitarbeitslosen als 
zweifelhaftes Machwerk entpuppte, erweisen sich jetzt auch vom Ministerium verbreitete 
Statistiken als unzulässig.  

Der amtierende Bundesarbeitsminister Wolfgang Clement (SPD) hatte beklagt, dass laut 
Stichproben bis zu zehn Prozent der Arbeitslosengeld-II-Empfänger die Leistung zu Unrecht 
beziehen. Der Vizeverwaltungsratschef der Bundesagentur für Arbeit (BA), Peter Clever, 
hatte zuletzt sogar von einer "Missbrauchsquote" von "über zehn Prozent" gesprochen.  

Dabei hatte sich Clever auf eine Telefonaktion der BA bezogen, in deren Zuge 390.000 
Empfänger des Arbeitslosengeld II (ALG II) von Behördenmitarbeitern angerufen wurden. 
170.000 der Empfänger waren telefonisch nicht erreichbar. 43.000 lehnten eine Befragung am 
Telefon ab. Bei sieben Prozent der übrigen Angerufenen stellte sich heraus, dass sie nicht 
arbeitslos waren. 

Die Telefonaktion als Grundlage einer generellen Einschätzung für alle Langzeitarbeitslosen 
zu nehmen, sei jedoch unzulässig, kritisierte Markus Kurth, Arbeitsmarktexperte der Grünen 
im Bundestag, im Gespräch mit der taz. Die von der BA angerufenen 390.000 
Langzeitsarbeitslosen seien nämlich keine repräsentative Stichprobe, sondern eine bestimmte 
Auswahl gewesen. Dabei habe es sich um Leute gehandelt, die sich lange nicht mehr bei der 
Arbeitsagentur gemeldet hätten und deren Verbleib unklar gewesen sei. Auch eine Sprecherin 
der BA bestätigte, dass die Telefonumfrage "nicht repräsentativ" sei.  

In zunehmende Kritik gerät auch der so genannte Report vom Arbeitsmarkt unter dem Titel 
"Vorrang für die Anständigen - Gegen Missbrauch, ,Abzocke' und Selbstbedienung im 
Sozialstaat", der vom Clement-Ministerium herausgegeben wurde. Sozialverbände kritisierten 
die 33-seitige Broschüre vor allem wegen der Sprachwahl, die Langzeitarbeitslose in die Nähe 
von "Parasiten" rückt (siehe Kasten).  

Man habe für die Schrift Medienberichte über Sozialbetrug ausgewertet und durch eine 
externe Journalistin in den Arbeitsagenturen Missbrauchsfälle prüfen lassen, erklärte Andrea 
Weinert, Sprecherin im Bundesministerium für Arbeit, auf Anfrage. Man habe sich dabei 
bewusst "einer journalistischen Sprache" bedient, um "mehr Aufmerksamkeit zu erzielen". In 
dem "Report" finden sich keine Daten, sondern lediglich Einzelfälle. Die reißerische 
Aufmachung sei "unter Niveau", rügte Kurth.  

Die Vizechefin des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Ursula Engelen-Kefer, sagte der 
taz, man könne vermuten, dass die Kampagne gegen den Sozialmissbrauch auch deswegen 
gefahren werde, um das Leistungsniveau für die Empfänger von Arbeitslosengeld II zu 
verschlechtern. Dabei sei auch die Wiedereinführung des Unterhaltsrückgriffes zu befürchten. 
Der Unterhaltsrückgriff sieht vor, dass die Einkommen von Eltern oder Kindern für Bezieher 
von Arbeitslosengeld II herangezogen werden. Ein solcher Rückgriff galt für die Empfänger 



von Sozialhilfe, wurde aber für Arbeitslosengeld-II-Bezieher, die nicht im Haushalt der 
Verwandten leben, abgeschafft.  
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Abfällige Sprache 

"Die Hemmschwelle für Sozialbetrug ist offensichtlich bei Einigen gesunken, seitdem die 
Arbeitsverwaltung Sozialleistungen auszahlt und nicht mehr das Sozialamt. (…) Ohne 
Anstand und Moral kann die Erneuerung unseres Sozialstaates nicht gelingen. (…) Die 
Überweisung für Miete und Heizung bildet somit für die meisten Langzeitarbeitslosen die 
zweite Säule des Haushaltseinkommens. Mehrere hundert Euro im Monat - eine hübsche 
Summe -, das verleitet vermeintlich findige Zeitgenossen immer wieder dazu, die 
Sozialkassen anzuzapfen. (…) 

Ibrahim, ein Sänger aus dem Libanon, bezieht in Ludwigshafen Arbeitslosengeld II. Das 
neuwertige, schwarze BMW-Cabrio, das ihm gehört und vor seiner Wohnung steht, kann er 
von diesen Einnahmen nicht bezahlt haben. (…) Biologen verwenden für ,Organismen, die 
zeitweise oder dauerhaft zur Befriedigung ihrer Nahrungsbedingungen auf Kosten anderer 
Lebewesen - ihren Wirten - leben' übereinstimmend die Bezeichnung ,Parasiten'. Natürlich ist 
es völlig unstatthaft, Begriffe aus dem Tierreich auf Menschen zu übertragen. Schließlich ist 
Sozialbetrug nicht durch die Natur bestimmt, sondern vom Willen des Einzelnen gesteuert. 
Wer den Grundstock seinen Haushaltseinkommens bei der Arbeitsagentur (…) kassiert und 
(…) nebenher schwarz arbeitet, handelt deshalb besonders verwerflich". 
(aus der Broschüre: "Vorrang für die Anständigen" vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit) 

taz Nr. 7799 vom 21.10.2005, Seite 7, 30 Zeilen (TAZ-Bericht) 
 


